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Editorial
Rechtspolitik durch Rechtspre-
chungs!nderung – Beschr!nkung
der Selbstanzeigemçglichkeiten

Es gibt eine Vielzahl von Gr!nden,
den Erwerb von Todes wegen so-
wie dessen Ertr"gnisse vor dem

Fiskus zu verschweigen und das Risiko der Entdeckung
einer Steuerhinterziehung einzugehen. Wirksamstes und
kalkulierbares Mittel des Auswegs war bisher die strafbe-
freiende Selbstanzeige gem"ß § 371 AO (vgl. dazu KAMPS,
ErbR 2010, 153 ff.). Im Zuge des Ankaufs von Daten durch
das Land Nordrhein-Westfalen wurde die bisher grçßte
Selbstanzeigenwelle seit Bestehen der Abgabenordnung
ausgelçst. Wie in allen anderen Selbstanzeigef"llen gew"hrt
§ 371 Abs. 1 AO auch den Inhabern verborgenen Ver-
mçgens in Liechtenstein oder der Schweiz Straffreiheit,
ohne dass es auf die Freiwilligkeit oder Reue oder sonstige
anerkennungswerte Motive, die den Steuerhinterzieher zur
Nacherkl"rung veranlassen, bed!rfte. Rufe nach der Ab-
schaffung oder Einschr"nkung der Selbstanzeigemçglich-
keit wurden laut (zB Ministerpr"sident des Saarlandes, Pe-
ter M#LLER, Handelsblatt vom 28.02.2010, Seite 1). Par-
lamentarisch wurde dies durch den Entwurf eines Gesetzes
zur $nderung der Abgabenordnung (Abschaffung der
strafbefreienden Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung)
der Fraktion der SPD vom 20.04.2010 (BT-Drucksache
17/1411)aufgegriffen. Ein Antrag der Fraktionender CDU/
CSU und FDP »Zur wirksamen und zielgenauen Bek"mp-
fung der Steuerhinterziehung« vom 19.05.2010 (BT-Druck-
sache 17/1755), verfolgt die grunds"tzliche Beibehaltung
der Selbstanzeigemçglichkeit. Jedoch sollen die Aus-
schlussgr!nde des § 371 Abs. 2 AO versch"rft und die soge-
nannte Teil-Selbstanzeige (siehe unten) abgeschafft wer-
den. $hnlich, jedoch weniger konkret ist der Antrag der
Fraktion B!ndnis 90/Die Gr!nen, ebenfalls vom 19.05.2010
(BT-Drucksache 17/1765).

In diese politische Diskussion hat sich der 1. Strafsenat
des BGH mit Beschluss vom 20.05.2010 (1 StR 577/09,
DStR 2010, 1133 ff.) eingeschaltet. In f!r den zugrunde
liegenden Fall entscheidungserheblicher Frage konkreti-
siert er den Ausschlussgrund des § 371 Abs. 2 Nr. 1a AO
(Erscheinen eines Amtstr"gers zur Ermittlung einer Steu-
erstraftat). Erfasst werden nun auch Steuerstraftaten, die
in engem sachlichen Zusammenhang mit dem urspr!ng-
lichen Verfahrensgegenstand stehen (vgl. dazu MEY-
BERG, PStR 2010, 162, 166). Ohne dass der Fall hierzu
konkreten Anlass gab, reduzierte der BGH in einem obi-
ter dictum in bedenklicher Form sowohl die objektiven als

auch – und dies in den Auswirkungen schwerwiegender –
die subjektiven Anforderungen zur Verwirklichung des
Sperrgrundes der Tatentdeckung (§ 371 Abs. 2 Nr. 2
AO); vgl. hierzu SALDITT, PStR 2010, 168 ff.

Noch gravierender f!r die aktuelle t"gliche Praxis der Be-
rater ist das obiter dictum des BGH zur Teil-Selbstanzeige.
Nach bisher !berwiegender Ansicht und gefestigter Recht-
sprechung des BGH tritt teilweise Straffreiheit bei teilwei-
ser Berichtigung ein; erkl"rt der Anzeigeerstatter zu wenig,
l"sst dies die Wirksamkeit der Selbstanzeige bez!glich
der erkl"rten Betr"ge unber!hrt (vgl. J$GER in Klein,
AO, 10. Aufl., 2009, § 371 Rz. 20; BGH 5 StR 392/98 vom
13.10.1998, wistra 1999, 27, 28). In seinem obiter dictum
f!hrt der BGH eine Rechtsprechungs"nderung herbei. Er
verlangt f!r die strafbefreiende Wirkung der Selbstanzeige
die »vollst"ndige R!ckkehr zur Steuerehrlichkeit«, indem
der Steuerhinterzieher »reinen Tisch« macht.

Zum einen wirkt die Begr!ndung der Rechtsprechungs-
"nderung "ußerst gek!nstelt. Zum anderen unterl"sst
der BGH eine Konkretisierung der neuen Rechts"tze.
Dies f!hrt zur erheblichen Rechtsunsicherheit (vgl. dazu
SALDITT, PStR 2010, 168, 173; KAMPS, DB 2010, 1488).
Offen ist zB, ob der »reine Tisch« auf die einzelnen Ver-
anlagungsjahre, die einzelnen Steuerarten beschr"nkt
ist, ob zudem nur F"lle der absichtlichen Teil-Selbst-
anzeige erfasst werden.

Die beiden obiter dicta im Beschluss vom 20.05.2010 ha-
ben ihre Wirkung nicht verfehlt. Sie finden Eingang in
eine Beschlussempfehlung des federf!hrenden Finanz-
ausschusses zum Entwurf eines Jahressteuergesetzes
2010 vom 28.06.2010 (BR-Drucksache 318/1/10). Dort
soll in Artikel 9 des Entwurfs ($nderung der Abgaben-
ordnung) neuerlich eine wesentliche Beschneidung des
§ 371 AO aufgenommen werden. Die Begr!ndung ver-
weist ausdr!cklich auf den Beschluss des 1. Strafsenats
des BGH vom 20.05.2010.

Sollte eine Versch"rfung der Ausschlussgr!nde einer straf-
befreienden Selbstanzeige in Form der Beschlussempfeh-
lung Gesetz werden, f"nde dies erst auf solche Nacherkl"-
rungen Anwendung, die nach dem Inkrafttreten des Geset-
zes abgegeben werden. Dies ist planbar und vorhersehbar.
Dies gilt nicht f!r die vom 1. Strafsenat des BGH eingelei-
tete Rechtsprechungs"nderung. Moralisch oder politisch
motivierte Entscheidungen sollten den daf!r verfassungs-
rechtlich legitimierten Organen vorbehalten bleiben.

Ihr

Dr. Heinz-Willi Kamps
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